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1 Begrüssung und Mitteilungen 

Der Präsident eröffnet die Sitzung um 10 Uhr und begrüsst die Mitglieder der beratenden 
Kommission zur heutigen Sitzung und bedankt sich, dass die Verschiebung der ursprünglich 
für den 22. August 2023 geplanten Sitzung auf heute ermöglicht wurde. Entschuldigt hat sich 
Guido Fluri; er hat jedoch vorgängig schriftlich zu den Fällen Stellung genommen, was ver
dankt wird. 

Das Protokoll der letzten Sitzung der beratenden Kommission vom 23. Mai 2023 wurde be
reits genehmigt und wird verdankt.  

Die Unterlagen für die heutige Sitzung wurden vor ca. 2 ½ Wochen an die Mitglieder ver
sandt. Offenbar haben sie alle rechtzeitig erhalten. Ein Gesuch, welches aufgrund des hohen 
Alters der gesuchstellenden Person prioritär zu behandeln ist, wurde mit Schreiben vom 7. 
September 2023 noch nachgereicht, damit es ebenfalls noch an der heutigen Sitzung bespro
chen werden kann. 

Der Präsident informiert, dass beim NFP 76 an der Schlussredaktion der drei thematischen 
Berichte gearbeitet werde und die Gesamtsynthese, inkl. Empfehlungen, ebenfalls schon weit 
gediehen sei (Veröffentlichung Frühjahr 2024).   

Reto Brand informiert über eine Medienanfrage betreffend Zwangsarbeit sowie die weiterhin 
laufenden Bestrebungen von Betroffenen des Hilfswerks «Kinder der Landstrasse», dass die 
damaligen Ereignisse als ethnischer Genozid anerkannt werden sollen (diesbezüglich liegt 
die Federführung beim Bundesamt für Kultur).   

2 Gesamterneuerungswahl der Kommissionsmitglieder durch den Bundesrat für 
die Amtsperiode 2024-2027 

Auf Bundesebene laufen die Vorbereitungen im Hinblick auf die Gesamterneuerungswahlen 
aller ausserparlamentarischen Kommissionen durch den Bundesrat für die Amtsperiode 2024 
bis 2027. Die Suche nach Ersatz für die fünf zurücktretenden Mitglieder (davon zwei Be
troffene) ist auf Ebene BJ abgeschlossen. Die fünf neuen Personen werden nun dem Bun
desrat zur Wahl vorgeschlagen, welche Ende Jahr erfolgen wird.  

Der Präsident ist erfreut, dass die Suche nach geeigneten Personen erfolgreich war. Damit 
werde die Kontinuität der Arbeit der beratenden Kommission sichergestellt. 

3 Diskussion von Einzelfalldossiers 

3.1 Rechtsprechung / Praxis in Bezug auf adoptierte Kinder 

Bei unter Druck erfolgten Kindswegnahmen und Freigaben zur Adoption gemäss Art. 2 Bst. d 
Ziff. 3 AFZFG gilt die Mutter als Opfer. Die von der Wegnahme betroffenen Kinder können 
aber ebenfalls Opfer sein (allerdings nicht aufgrund des soeben erwähnten Gesetzesartikels), 
sondern nur sofern sie während der daraufhin folgenden Platzierung unmittelbar und schwer 
beeinträchtigt wurden.1  

Gemäss bisheriger Praxis ging das BJ davon aus, dass nur für die Zeit eines bestehenden 
Pflegeverhältnisses eine Fremdplatzierung des Kindes im Sinne von Art. 2 Bst. b AFZFG vor
liegt, nicht aber für die Zeit nach einer erfolgten Adoption. Aus Sicht des BJ ist das adoptierte 
Kind ab der Adoption einem ehelichen Kind weitestgehend (bei Kindsannahmen vor 1973) 

 
1  Vgl. Botschaft des Bundesrates vom 4. Dezember 2015 zur Volksinitiative «Wiedergutmachung für Verdingkinder und Opfer fürsorgerischer 

Zwangsmassnahmen (Wiedergutmachungsinitiative»» und zum indirekten Gegenvorschlag (Bundesgesetz über die Aufarbeitung der für
sorgerischen Zwangsmassnahmen und Fremdplatzierungen vor 1981), BBl 2016 101, 124. 
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bzw. vollständig (bei Adoption ab 1973) gleichgestellt, weil mit der Kindsannahme/Adoption 
die elterliche Gewalt und damit die Pflicht zur Fürsorge und Erziehung auf die Adoptiveltern 
übergeht und entsprechend die behördliche Aufsichtspflicht wegfällt.  

In seinem Urteil 2C_393/2022 vom 5. Mai 20232 hat das Bundesgericht nun festgehalten, 
dass ein Kind nicht nur während der Zeit als Pflegekind, sondern auch nach einer Adoption 
durch seine vormaligen Pflegeeltern als fremdplatziert im Sinne von Art. 2 Bst. b AFZFG 
gelte. Entsprechend können zur Begründung der Opfereigenschaft (auch) schwere Beein
trächtigungen berücksichtigt werden, welche erst in der Zeit nach der Adoption erfolgt sind. 
Das Bundesgericht begründet dies wie folgt: Der Begriff «Fremdplatzierung» sei nicht aus der 
Perspektive der adoptierenden Familie, sondern aus Sicht des adoptierten Kindes zu lesen. 
Dies bedeute, dass das Kind durch die Kindsannahme/Adoption nicht zu einem «eigenen» 
Kind dieser Familie werde. Die Familie, in welche das adoptierte Kind hineingeboren worden 
sei, bleibe seine «eigene» und jede andere Familie bleibe eine «fremde». Die Behörden hät
ten zwar nach der Adoption die vormalige Pflegefamilie nicht mehr zu beaufsichtigen. Aller
dings würden sie im Rahmen der (ursprünglichen) Platzierung die Verantwortung für die Aus
wahl der Pflege- und späteren Adoptivfamilie tragen. In dieser Konstellation – behördliche 
Fremdplatzierung eines Kindes bei einer Pflegefamilie und spätere Adoption durch die Eltern 
derselben Familie – müsse es gemäss Bundesgericht dem Kind möglich sein, sich auch noch 
auf das nach der Adoption erlittene Unrecht zu berufen (z.B. schwere Integritätsverletzungen 
infolge physischer oder psychischer Gewalt). Ob es sich bei der Adoption um eine 
Zwangsadoption gehandelt habe, sei dabei hingegen unerheblich. Das Bundesgericht hat 
sich somit in Bezug auf adoptierte Kinder im Anwendungsbereich des AFZFG für eine weite 
Auslegung des Begriffs «Fremdplatzierung» ausgesprochen. 

Das Urteil des Bundesgerichts wird in der beratenden Kommission kritisch diskutiert. Der Prä
sident erachtet den Entscheid sachlich und rechtlich verfehlt. Der Entscheid ignoriere, dass 
praktisch jeder Adoption ein Pflegeverhältnis vorausgehe. Dies sei somit keine besondere 
Fallkonstellation. Der vom Gesetzgeber verwendete Begriff der Fremdplatzierung sei nicht 
aus der Sicht der Opfer oder der Adoptiveltern, sondern aus der Sicht des Gesetzgebers zu 
interpretieren. Und vor allem müssten für die Auslegung dieses Begriffs auch das Rechtsinsti
tut der Adoption und dessen rechtliche Wirkungen thematisiert werden. Dies werde im Urteil 
des Bundesgerichts nicht getan. Begrüssenswert sei höchstens, dass mit diesem Urteil eine 
gewisse Klärung der Rechtslage erfolgt sei. Aber diese Klärung sei leider kaum nachvollzieh
bar und vermöge deshalb auch nicht zu überzeugen. Urs Allemann begrüsst hingegen das 
Urteil des Bundesgerichts, denn die bisherige Praxis sei aus seiner Sicht schon immer unbe
friedigend und ungerecht gewesen. Auch Laetitia Bernard ist der Ansicht, dass mit dieser 
Rechtsprechung adoptierte Kinder nun mit Kindern, die während ihrer gesamten Kindheit/Ju
gend fremdplatziert waren, gleichgestellt würden. Christian Raetz teilt zwar diese Ansicht, 
aber aus rein juristischer Sicht sei das Bundesgerichtsurteil nicht nachvollziehbar. Alle sind 
sich jedoch einig, dass diese Rechtsprechung bei der Beurteilung von Gesuchen adoptierter 
Kinder zu beachten sei. 

Das BJ orientiert sich seit Erlass dieses Bundesgerichtsurteils an der neuen Rechtsprechung. 
Vergleichbare Fälle, die vom BJ aufgrund seiner früheren Praxis bereits abgewiesen wurden, 
werden auf schriftliches Gesuch der betroffenen Person hin in Wiedererwägung gezogen und 
nochmals geprüft. Die kantonalen Anlaufstellen werden vom BJ über die neue Praxis infor
miert.  

 
2  Siehe www.bger.ch > Rechtsprechung (gratis) > Weitere Urteile ab 2000 > Suchbegriff 2C_393/2022 

http://www.bger.ch/
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3.2 Fälle aus früheren Sitzungen 

Anlässlich früherer Sitzungen hat die beratende Kommission in 5 Fällen um ergänzende Ab
klärungen durch den Fachbereich FSZM bzw. um einen Aufschub der Beratung gebeten. 
Diese sind nun erfolgt. Gestützt darauf erfolgt eine erneute Diskussion der Fälle in der bera
tenden Kommission. Nach eingehender Diskussion werden 4 Gesuche zur Gutheissung und 
1 Gesuch zur Abweisung empfohlen.   

3.3 Im Zirkularverfahren geprüfte Fälle (Monatslisten) 

3.3.1  Der Präsident stellt fest, dass den Kommissionsmitgliedern seit der letzten Sitzung 
mit der Monatsliste April 2023 total 54, mit der Monatsliste Mai 2023 total 20 Fälle, mit der 
Monatsliste Juni 2023 total 18 Fälle und mit der Monatsliste Juli 2023 total 34 Fälle unterbrei
tet worden seien, in denen der Fachbereich FSZM eine Gutheissung der Gesuche vorsah.  

Der Präsident und ein weiteres Mitglied haben bei den Monatslisten April, Mai, Juni und Juli 
2023 je ein paar Fälle stichprobeweise überprüft. Der Präsident hat bei insgesamt 9 Fällen 
noch eine Diskussion anlässlich der heutigen Sitzung gewünscht. Nach Beratung in der Kom
mission wird in 7 Fälle die vom Fachbereich FSZM vorgeschlagene Gutheissung des Ge
suchs bestätigt und in 2 Fällen hingegen das Gesuch zur Abweisung empfohlen.  

3.3.2     Von April bis Juni 2023 wurden den Kommissionsmitgliedern keine Fälle unterbrei
tet, bei denen der Fachbereich FSZM eine Abweisung wegen offensichtlicher Unbegründet
heit vorsah. Mit Monatsliste Juli 2023 wurde den Kommissionsmitgliedern eine Liste mit 5 sol
cher Fälle unterbreitet. Ein Mitglied der Kommission hat in alle diese Fälle Einsicht 
genommen. In einem Fall, bei dem das Gesuch – trotz mehrfacher Aufforderungen durch das 
BJ – mangels ausreichender Angaben zur Beeinträchtigung zur Abweisung vorgesehen ist, 
soll als letzter Versuch noch die kantonale Anlaufstelle kontaktiert werden.  

3.4 Neue Fälle 

Für die heutige Sitzung wurden der beratenden Kommission 17 neue Gesuche zur Stellung
nahme unterbreitet, bei denen der Fachbereich in 12 Fällen eine Abweisung und in 5 Fällen 
eine Diskussion als Grenzfall vorschlägt. Nach eingehender Diskussion jedes einzelnen Fal
les empfiehlt die beratende Kommission, 2 Gesuche gutzuheissen und 14 Gesuche abzuwei
sen. Bei einem weiteren Gesuch werden weitere Abklärungen verlangt. 

4 Valorisierung der Forschungsergebnisse (Orientierung über aktuellen Stand)  
Die Arbeiten im Rahmen der Verbreitung und Nutzung (Valorisierung) der Ergebnisse der 
Aufarbeitung der FSZM wurden gemäss den Informationen im letzten Protokoll fortgesetzt. 
Der Auftrag für die Entwicklung einer dreisprachigen Lern-App zur Thematik der FSZM wurde 
an die Pädagogische Hochschule Luzern (Institut für Geschichtsdidaktik und Erinnerungskul
turen) in Zusammenarbeit mit den Pädagogischen Hochschulen Lausanne und Tessin und in 
Kooperation mit dem Verein „Gesichter der Erinnerung“ vergeben. Zur Qualitätssicherung, 
Begleitung und Abstützung des Projekts Valorisierung hat das BJ im Juni eine interdiszipli
näre fachliche Begleitgruppe eingesetzt, ebenso werden verschiedene weitere Formen des 
Einbezugs und der Information der zentralen Akteurinnen und Akteure in der Thematik vorge
sehen.   

5 Selbsthilfeprojekte (Orientierung über aktuellen Stand) 

Das BJ befindet sich weiterhin in Gesprächen mit der Association «agir pour la dignité» be
züglich des Projekts «Enfance volée en Suisse», bei welchem in den nächsten 3 Jahren in 
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der Westschweiz 25 Videoportraits von Betroffenen entstehen sollen, welche vor allem auch 
für die Vermittlung der FSZM-Thematik in den Schulen dienen sollen. 

In den nächsten Wochen wird ein informelles Gespräch mit dem Verein «Austausch-
Échange» stattfinden, um sich über die mögliche Weiterführung des Projektes «Erzählbistro» 
über 2024 hinaus auszutauschen.  

Das Projekt «Kehrseiten – Stadtrundgang durch das andere Bern» des Vereins «netzwerk-
verdingt», bei welchem ein Stadtrundgang in Bern zu der Thematik FSZM entstehen soll, be
findet sich in der finalen Phase. Durch den Verein ist ein öffentlicher Rundgang geplant. Das 
genaue Datum des öffentlichen Rundgangs ist noch nicht bekannt, dieser dürfte jedoch zeit
lich im Herbst dieses Jahres stattfinden.  

6 Verschiedenes 

Die nächste Sitzung der beratenden Kommission wird am 21. November 2023, voraussicht
lich ab 10 Uhr, stattfinden. 

Barbara Studer zieht für das Projekt ZEDER (Zeichen der Erinnerung) des Kantons Bern eine 
positive Bilanz. Der dezentrale Ansatz mit Einbindung von ca. 160 Gemeinden habe gut funk
tioniert. Auf diese Weise hatte die breite Bevölkerung Gelegenheit bei einer Vielzahl von or
ganisierten Anlässen von der Thematik der fürsorgerischen Zwangsmassnahmen und 
Fremdplatzierungen Kenntnis zu nehmen und sich damit auseinanderzusetzen. Zudem werde 
den Schulen Unterrichtsmaterial für die 7.-9. Klasse zur Verfügung gestellt. Es bestehe auch 
die Möglichkeit, Betroffene in die Schulklasse einzuladen, was auf reges Interesse stosse. 

Der Dank des Präsidenten geht an alle Mitglieder der Kommission und die Mitarbeitenden 
des Fachbereichs FSZM für die aktive Teilnahme und die konstruktive Zusammenarbeit an 
der heutigen Sitzung. 

Die Sitzung wird um 14.45 Uhr geschlossen. 
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1 Salutations et communications 

Le président ouvre la séance à 10 h et souhaite la bienvenue aux membres de la commission 
consultative. Il les remercie d’avoir accepté de déplacer à aujourd’hui la séance initialement 
prévue pour le 22 août 2023. Guido Fluri est excusé ; il a pris position par écrit sur les cas à 
traiter et le président l’en remercie. 

Le procès-verbal de la précédente séance qui s’est tenue le 23 mai 2023 a déjà été ap
prouvé. 

Les documents du jour ont été envoyés aux membres de la commission il y a environ deux 
semaines et demie. Tout le monde les a visiblement reçus à temps. Une demande à traiter en 
priorité en raison de l’âge avancé de la personne concernée a été déposée par courrier le 
7 septembre et sera également traitée à la séance de ce jour. 

Le président informe l’assemblée que la rédaction des trois synthèses thématiques du 
PNR 76 touche à sa fin et que la synthèse globale progresse également à grands pas. Elle 
sera publiée avec des recommandations au printemps 2024. 

Reto Brand signale une demande des médias concernant le travail forcé et mentionne que 
les démarches entreprises par les personnes concernées par l’« Œuvre des enfants de la 
grand-route » se poursuivent. Elles demandent aux autorités de reconnaître les actes commis 
à l’époque comme un génocide. L’Office fédéral de la culture est responsable du dossier. 

2 Renouvellement intégral de la commission par le Conseil fédéral pour la 
législature 2024 à 2027 

Les préparatifs en vue du renouvellement complet de toutes les commissions extraparlemen
taires par le Conseil fédéral pour la législature 2024 à 2027 sont en cours. Les recherches de 
l’OFJ pour remplacer les cinq membres sortants (dont deux personnes concernées) sont 
achevées. Les cinq nouveaux membres seront proposés au Conseil fédéral pour qu’il les 
nomme à la fin de l’année.  

Le président se réjouit du succès des recherches. La continuité des travaux de la commission 
est ainsi assurée. 

3 Discussion des dossiers individuels 

3.1 Jurisprudence concernant les enfants adoptés 

En cas de retrait d’un enfant sous contrainte et de mise à disposition de celui-ci pour l’adop
tion au sens de l’art. 2, let. d, ch. 3, LMCFA, la victime est la mère. Les enfants retirés à leur 
mère peuvent eux aussi être victimes, même si ce n’est pas au titre du ch. 3, si leur intégrité 
ou leur développement ont été compromis directement et gravement au cours des place
ments qui ont suivi1.  

Jusqu’à maintenant, l’OFJ considérait qu’il n’y avait de placement extrafamilial de l’enfant au 
sens de l’art. 2, let. b, LMCFA qu’aussi longtemps que subsistait un lien nourricier, et non 
plus après son adoption. Selon l’OFJ, le statut d’enfant adopté correspond (pour l’essentiel 
sous l’ancien droit avant 1973 puis en totalité à partir de 1973) à celui d’un enfant biologique, 
étant donné que l’adoption signifie le transfert aux nouveaux parents de l’autorité parentale et 

 
1  Message concernant l’initiative populaire « Réparation de l’injustice faite aux enfants placés de force et aux victimes de mesures de coerci

tion prises à des fins d’assistance (initiative sur la réparation) » et son contre-projet indirect (loi fédérale sur les mesures de coercition à des 
fins d’assistance et les placements extrafamiliaux antérieurs à 1981), FF 2016 87, 108. 



 

 

3/5 

Aktenzeichen: 924-3721/15/2  
 

des devoirs d’assistance et d’éducation, ainsi que la disparition du devoir de surveillance de 
l’autorité.  

Dans son arrêt 2C_393/20222, le Tribunal fédéral considère qu’un enfant a fait l’objet d’un 
placement extrafamilial au sens de l’art. 2, let. b, LMCFA non seulement durant le temps 
passé comme enfant placé, mais également après son adoption par ses parents nourriciers. 
Par conséquent, des atteintes graves peuvent également fonder la qualité de victime si elles 
ont eu lieu après l’adoption. Le Tribunal fédéral avance que le terme « placement extrafami
lial » ne doit pas être interprété du point de vue de la famille adoptive, mais du point de vue 
de l’enfant adopté, qui ne devient pas un « vrai » enfant de cette famille. La famille dans la
quelle cet enfant est né resterait sa « vraie » famille et toute autre ne pourrait que lui être 
« étrangère ». Après l’adoption, les autorités ne sont certes plus tenues de surveiller l’an
cienne famille nourricière, mais elles portent toujours la responsabilité du placement et donc 
du choix de la famille. Dans cette situation (placement extrafamilial au sein d’une famille 
nourricière ordonné par une autorité puis adoption par la même famille), le Tribunal fédéral 
considère que l’enfant doit avoir la possibilité de faire valoir les préjudices subis après l’adop
tion (par ex. des atteintes graves à son intégrité du fait de violence physique ou psychique). 
Le fait que l’adoption ait été forcée ou non ne joue toutefois aucun rôle. En somme, le Tribu
nal fédéral s’est prononcé en faveur d’une interprétation large du terme « placement extrafa
milial » afin d’inclure les enfants adoptés dans le champ d’application de la LMCFA. 

La commission discute l’arrêt de manière critique. Le président estime que cette décision est 
juridiquement incorrecte. Elle ignore selon lui le fait que pratiquement toute adoption découle 
d’un lien nourricier et que les cas concernés ne font pas exception. Le terme « placement ex
trafamilial », employé par le législateur, n’est pas à interpréter du point de vue de la victime ni 
des parents adoptifs, mais de celui du législateur. De plus, d’après le président, l’interpréta
tion du terme devrait aborder l’adoption et ses conséquences en tant qu’institution juridique, 
ce que le Tribunal fédéral ne fait pas. Tout au plus se félicite-t-il que cet arrêt ait permis de 
clarifier quelque peu la situation juridique, mais il regrette que cette clarification ne soit pas 
convaincante. Urs Allemann est pour sa part favorable à l’arrêt, car il a toujours considéré 
que la pratique était jusqu’ici insatisfaisante et injuste. Laetitia Bernard considère elle aussi 
que cette jurisprudence met les enfants adoptés sur un pied d’égalité avec les enfants placés 
jusqu’à l’âge adulte. Christian Raetz partage cet avis, mais il trouve également que d’un point 
de vue purement juridique, l’arrêt n’est pas convaincant. Tous les membres s’accordent 
néanmoins à dire que cette jurisprudence est à observer pour l’examen des demandes d’en
fants adoptés. 

L’OFJ suit cette jurisprudence depuis que l’arrêt a été rendu. Les cas comparables aupara
vant refusés seront réexaminés sur demande écrite de la personne concernée. Les points de 
contact cantonaux seront informés de ce développement par l’OFJ.  

3.2 Cas abordés lors des séances précédentes 

À l’occasion de séances précédentes, la commission consultative a demandé pour cinq cas 
des éclaircissements à l’unité MCFA, qui a livré ses résultats. Après une discussion approfon
die, la commission recommande d’accepter quatre des demandes et de rejeter l’autre.   

 
2  www.bger.ch > Jurisprudence (gratuit) > Autres arrêts dès 2000 > rechercher « 2C_393/2022 » 

http://www.bger.ch/
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3.3 Cas traités par voie de circulaire (listes mensuelles) 

3.3.1  Le président constate que les listes mensuelles d’avril, mai, juin et juillet 2023 com
portaient respectivement 54, 20, 18 et 34 demandes que l’unité MCFA envisageait d’approu
ver. 

Le président et un autre membre ont contrôlé par échantillonnage quelques cas des quatre 
listes mensuelles. Il souhaite discuter encore aujourd’hui de neuf cas figurant sur ces listes. 
Après délibération, la commission recommande d’en approuver sept et de rejeter les deux 
autres.  

3.3.2     D’avril à juin, l’unité MCFA n’a pas soumis de demandes aux membres de la com
mission qu’elle envisageait de rejeter du fait qu’elles étaient manifestement infondées. En juil
let, les membres de la commission ont reçu une liste comportant cinq cas de ce type. Un 
membre les a tous consultés. Dans un cas, la personne concernée n’a pas fourni d’informa
tions sur les atteintes subies, malgré les appels répétés de l’OFJ, qui s’adressera en dernier 
recours au point de contact cantonal.  

3.1 Nouveaux cas 

Pour la séance de ce jour, l’unité MCFA a soumis 17 nouveaux cas à la commission, propo
sant d’en rejeter douze et d’examiner plus en détail les cinq autres (cas limites). Après dis
cussion approfondie de chaque cas, la commission recommande d’accepter deux demandes 
et d’en rejeter quatorze. Dans un dernier cas, les délibérations sont reportées à des fins 
d’éclaircissements. 

4 Valorisation des résultats de la recherche (situation actuelle) 
Comme indiqué dans le précédent PV, les travaux de diffusion et d’utilisation (valorisation) 
des résultats de l’étude se poursuivent. Le mandat de développement de l’application péda
gogique en trois langues consacrée à la problématique des MCFA a été transmis à la haute 
école pédagogique (HEP) de Lucerne (Institut für Geschichtsdidaktik und Erinnerungskultu
ren) en collaboration avec les HEP de Lausanne et du Tessin et avec la participation de l’as
sociation « Les visages de la mémoire ». Afin d’assurer la qualité, le suivi et le soutien du pro
jet de valorisation, l’OFJ a mis en place en juin un groupe d’accompagnement 
interdisciplinaire, et prévoit d’impliquer et d’informer les principaux acteurs de diverses autres 
manières. 

5 Projets d’entraide (situation actuelle) 

L’OFJ est encore en discussions avec l’association « Agir pour la dignité », qui prépare 
25 portraits vidéo de personnes concernées dans le cadre du projet « Enfance volée en 
Suisse ». Réalisés au cours des trois prochaines années, ces témoignages seront notam
ment utilisés pour faire connaître la problématique des MCFA dans les écoles. 

Une rencontre informelle aura lieu dans les semaines à venir avec l’association « Austausch-
Échange », afin de réfléchir à une éventuelle poursuite du projet « Bistro d’échange » après 
2024.  

Le projet « Kehrseiten – Stadtrundgang durch das andere Bern » porté par l’association 
« netzwerk-verdingt », qui souhaite proposer des visites guidées de la ville de Berne autour 
de la problématique des MCFA, se trouve dans la dernière ligne droite. L’association a prévu 
une première visite publique à l’automne 2023.  
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6 Varia 

La prochaine séance de la commission aura lieu le 21 novembre 2023, sans doute à partir de 
10 h. 

Barbara Studer tire un bilan positif du projet « Zeichen der Erinnerung (ZEDER) » du canton 
de Berne. Le programme décentralisé dans environ 160 communes a bien fonctionné. Le 
grand public a pu découvrir les MCFA et se confronter à cette problématique à l’occasion 
d’un grand nombre d’évènements. De plus, du matériel pédagogique a été mis à la disposi
tion des écoles pour les 7e, 8e et 9e années, sans oublier qu’il est toujours possible d’inviter 
des personnes concernées dans les écoles, ce qui suscite souvent un fort intérêt. 

Le président remercie tous les membres de la commission et collaborateurs de l’unité MCFA 
pour leur participation active et constructive à la séance du jour.  

La séance prend fin à 14 h 45. 
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